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Einleitung 

Der Gesellschafter als Rechts- und Pflichtsubjekt für die Durchsetzung von Rech-
ten der Gesellschaft spiegelt sich in einer keineswegs monolithischen Judikatur 
und in einer reichhaltigen Literatur mit gegensätzlichen Positionen wider. Verlust 
oder Eingrenzung der Rechtsausübungsmacht des Gesellschafters durch freiwilli-
gen Beitritt zu einem Verband, in dem sich mehrere Rechtssubjekte zu ziel- und 
zweckgerichteter Kooperation vereinen, sind mit mannigfaltigen rechtlichen Ent-
würfen und rechtskonstruktiven Kunstgriffen begründet worden. Die Entwick-
lung der Diskussion führt von der scheinbar dogmatisch gefestigten Klärung des 
Problems unter dem herkömmlichen Regime der Vermögenszuordnung im Ge-
sellschafterverbund mit entsprechender Trägerschaft von Rechten und Pflichten 
hin zur Auflösung der Unterschiede der Rechtsnatur von Gesamthands- und 
Bruchteilsgemeinschaft, weiter zur Bildung eines neuen Systems des Gesellschafts-
rechts mit Hilfe einer Dekonstruktion der im Gesetzsystem dualistisch geordneten 
Gesellschaftsgrundformen. Eingebettet in derartige Grundsteine der Rechtsent-
wicklung sind Rechtsmacht oder Ohnmacht des einzelnen Gesellschafters, sich der 
Rechte der Gesellschaft materiell und prozessual zu verfolgen, wenn die Verbands-
organisation aus welchem Grund auch immer „versagt". Auf den ersten Blick wei-
sen die Stellungnahmen der Judikatur eher kasuistisch von der Nähe des Falldetails 
geprägte und mitunter pragmatische Lösungswege, die Literatur ist bestrebt, aus 
der jeweiligen Rechtsnatur des Verbands als Personengesellschaft oder als juristi-
sche Person dogmatische Begründungen anzubieten. Gewinn für die auch in der 
Gegenwart nicht „erstarrte" Diskussion zur Abgrenzung der Rechtsstellung des 
einzelnen Gesellschafters von Rechtspositionen des Verbands lässt sich durch die 
Darstellung der rechtlichen Entwicklungslinien zu diesem Problem erzielen. Sie 
muten an - um es vorweg zu nehmen, als wären sie geprägt von dem Akzeptanzver-
lust für die Ordnung des Systemganzen durch ein Ubermaß an Hinwendung zur 
kasuistischen Detailnähe vielfach mithilfe methodengeleiteter Deduktion, die oft-
mals das avisierte Ergebnis meint. Der Primat legislativer Verantwortung für eine 
fundamentale Richtungsänderung im Rechtssystem scheint durch Phänomene 
grenzenloser Rechtsfortbildung beiseite gedrängt. Die vorliegende Schrift widmet 
sich daher dem Einzelnen im Stoff, wo rechtliche Wirkung auf das Systemganze der 
Gesellschaftsgrundformen vermutet wird und sucht in diesem Kontext zugleich 
die Reichweite des Rechts einzelner Personen- und Kapitalgesellschafter für die 
(vor)prozessuale Verfolgung von Ansprüchen der Gesellschaft. 





Teil I 

Das Forderungs- und Klagerecht des einzelnen Gesellschafters 
im Recht der Personengesellschaft 

A. Rechtsstellung des Gesellschafters für Ansprüche der Gesamthand 
gegen Dritte 

I. Einführung in die Problematik 

Grundsätzlich obliegt die Verfolgung eines nicht im Gesellschaftsvertrag verwur-
zelten Anspruchs der Gesellschaft den geschäftsführungs- und vertretungsbe-
rechtigten Gesellschaftern.1 Er ist gewöhnlich gegen einen gesellschaftsfremden 
Dritten gerichtet, er kann sich aber auch gegen einen Gesellschafter aus einem so 
genannten Drittverhältnis wenden, wenn zum Beispiel die Gesellschaft an diesen 
geleistet hat und ihr die Gegenleistung geschuldet wird.2 Ein Anspruch der offe-
nen Handelsgesellschaft (§ 105 H G B ) oder Kommanditgesellschaft (§161 H G B ) 
wird grundsätzlich in der Weise geltend gemacht, dass die Gesellschaft unter ihrer 
Firma als Prozesspartei auftritt, vertreten durch einen oder mehrere geschäftsfüh-
rungs- und vertretungsberechtigte Gesellschafter.3 Dagegen sind nach der älteren 
Gesamthandslehre Gesellschafter der bürgerlichrechtlichen Gesellschaft (§705 
B G B ) selbst Prozesspartei und notwendige Streitgenossen im Sinne des §62 
Abs. 1 Alt. 2 ZPO. 4 Die Gesellschafter klagen entweder in Gemeinschaft oder 
werden im Prozess durch geschäftsführungsberechtigte Gesellschafter vertreten.5 

Die neuere Gesamthandslehre anerkennt hingegen die selbständige (Teil-)Rechts-
fähigkeit der (Außen)Gesellschaft bürgerlichen Rechts und ihre aktive und passi-

1 §§709f, 714 BGB, §§114ff, 125f, §161 Abs.2 HGB. Siehe dazu etwa BGHZ 12, 308, 312; 
Enneccerus/Lehmann, Recht der Schuldverhältnisse, §177 I 2, S. 737; Fischer, in: Großkomm. 
HGB, § 124 Anm. 11; Geiler, in: Düringer/Hachenburg, HGB, Bd. II, 1. Hälfte, Anm. 106 a; Mü-
Ko/Ulmer, BGB, §709 Rz.12; Staudinger/Keßler, BGB, §705 Rz.70; Soergel/Hadding, BGB, 
§709 Rz.9; Soergel/M. Wolf, BGB, §432 Rz.6; Palandt/Sprau, BGB, §714 Rz.2; BGB-RGRK/ 
Fischer, 11.Aufl., §709 Anm.2; BGB-RGRK/v. Gamm, 12.Aufl., §709 Rz.2; Koller/Roth/ 
Morck, HGB, § 105 Rz.34, § 124 Rz.3-Jauernig/Stürner, BGB, §713 Rz. 10; Ganssmüller NJW 
1963, 641; Diederichsen MDR 1963, 632; Hadding JZ 1975, 159; Selb, Mehrheiten von Gläubi-
gern und Schuldnern, S. 273. 

2 Hadding J Z 1975, 159; Palandt/Sprau, BGB, §705 Rz.28, §718 Rz. 12. 
3 §124 Abs. 1, §§125, 126, §161 Abs.2 HGB. 
4 BGHZ 30, 195, 197; Stein-Jonas/Bork, ZPO, §50 Rz. 17; Thomas/Putzo, ZPO, §62 Rz. 13. 
5 §709 Abs. 1, §§710, 714 BGB. 
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ve Parteifähigkeit im Zivilprozess (§ 50 Abs. 1 ZPO)6 , so dass Gesellschafter nicht 
mehr in notwendiger Streitgenossenschaft einen Aktivprozess führen können. 
Gesellschaftsforderungen sind dann von den geschäftsführungs- und vertre-
tungsberechtigten Gesellschaftern namens der rechts- und parteifähigen (Au-
ßen)Gesellschaft bürgerlichen Rechts zu verfolgen.7 

Wiederholt befasste sich die Rechtsprechung mit der Berechtigung eines Ge-
sellschafters, Gesellschaftsforderungen gegen Dritte im eigenen Namen mit dem 
Antrag auf Leistung an die Gesellschaft gerichtlich zu verfolgen, obwohl Mitge-
sellschafter oder geschäftsführungs- und vertretungsberechtigte Gesellschafter 
einer Forderungseinziehung widersprachen. Das Problem stellt sich vor allem, 
wenn der Gesellschafter von der Geschäftsführung und Vertretung der Gesell-
schaft gesellschaftsvertraglich ausgeschlossen ist8, er nur in Gemeinschaft mit den 
anderen Gesellschaftern handeln kann9 oder ein Widerspruch der übrigen Gesell-
schafter die Geltendmachung der Forderung hindert.10 Gemeinsam ist diesen 
Umständen der Konflikt zwischen der gesellschaftsrechtlichen Zuständigkeits-
ordnung (Geschäftsführungs- und Vertretungsbefugnis) und dem Interesse des 
Einzelgesellschafters an uneingeschränkter Verfolgung von Drittansprüchen der 
Gesellschaft.11 

Zweifelhaft sind die Voraussetzungen und die Reichweite der Zulässigkeit ei-
ner Klage des Einzelgesellschafters im eigenen Namen gegen Drittschuldner 
überhaupt und ihre rechtstheoretische Begründung. Das Reichsgericht und der 
Bundesgerichtshof haben weder das rechtliche Fundament für die im eigenen Na-
men erhobene Klage gerichtet auf Leistung an alle Gesellschafter frei gelegt, wenn 
die Klage eine zum Gesellschaftsvermögen gehörende Forderung gegen Dritte 
oder Mitgesellschafter aus Drittverhältnissen zum Gegenstand hat, noch sind die 
Grenzen für die Erhebung einer solchen Klage konturiert. Auch die Literatur 
markiert die rechtliche Basis der Gesellschafterklage gegen Dritte uneinheitlich. 
Besteht noch Einigkeit darüber, dass die Verfolgung der gegen Dritte gerichteten 
Ansprüche grundsätzlich den vertretungsberechtigten Geschäftsführern obliegt, 
so sind die Ansichten über ein eigenständiges Recht einzelner Gesellschafter auf 
(außer)prozessuale Verfolgung von Forderungen der Gesamthand vielfältig. Sie 
reichen von einer prinzipiellen Ablehnung12, von ihrer Ableitung aus §432 

6 BGH NJW 2001, 1056ff; K. Schmidt NJW 2001, 993ff; Ulmer ZIP 2001, 585ff. 
7 K. Schmidt NJW 2001, 993, 999; Ulmer ZIP 2001, 585, 591. 
8 §710 BGB; §114 Abs.2, §§164, 170 HGB. 
9 § 709 BGB, § 115 Abs. 2, § 125 Abs. 2 HGB. 
10 §711 BGB, §115 Abs.l HGB. 
11 Staudinger/Keßler, BGB, §705 Rz.70. 
12 Enneccerus/Lehmann, Recht der Schuldverhältnisse, § 177 I 2, S. 737; Wiedemann, Gesell-

schaftsrecht I, §8 IV 1 c), S.459; Fischer, in: Großkomm. HGB, §124 A n m . l l ; Koller/Roth/ 
Morck, HGB, § 105 Rz.34, § 124 Rz.3. 
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BGB13, §744 Abs. 2 BGB14, §2039 BGB15, von der Konstruktion einer externen 
Gesamthänderklage16 oder Prozessstandschaft aufgrund ergänzender Vertrags-
auslegung17, von einer Analogie zu aktienkonzernrechtlichen Vorschriften (§309 
Abs. 4, § 317 Abs. 4 AktG)18 bis hin zum Grundsatz von Treu und Glauben (§ 242 
BGB)19. 

II. Gesamthandsforderung und Gläubigermehrheiten im System des BGB 

Das BGB regelt die Gesamtgläubigerschaft (§428 BGB), die Teilgläubigerschaft 
(§420 BGB) und die Mitgläubigerschaft20 (§432 BGB) als Rechtsformen der 
Gläubigerschaft mehrerer Personen an einer Forderung.21 Als vierte Kategorie 
haben Rechtsprechung und Rechtslehre den Begriff der Gesamthandsgläubiger-
schaft entwickelt, diese aber weithin nur der Mitgläubigerschaft im Sinne des 
§432 BGB unterstellt.22 Ausgangspunkt ist die Rechtsprechung des Reichsge-
richts, welche die in §432 BGB geregelte Einzelklagebefugnis des Mitgläubigers 
auf sämtliche Gesamthandsgemeinschaften des BGB ausgedehnt hat. Nach dieser 
Vorschrift darf, wenn mehrere Gläubiger das Recht auf eine unteilbare Leistung 
haben, jeder die Leistung an alle fordern, der Schuldner nur an alle gemeinschaft-
lich leisten.23 Darin unterscheidet sich die Mitgläubigerschaft von der Gesamt-

13 K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, §21 IV3, S.636; Palandt/Sprau, BGB, §709 Rz.2; Palandt/ 
Heinrichs, BGB, §432 Rz.4, 5; MüKo/Ulmer, BGB, §719 Rz.8; Jauernig/Stürner, BGB, §713 
Rz. 10; Soergel/M. Wolf, BGB, §432 Rz.6; BGB-RGRK/v. Gamm, 12.Aufl., §709 Rz.8; BGB-
RGRK/Fischer, 11.Aufl., §709 Anm.8. 

14 Erman/H.P. Westermann, BGB, §705 Rz.60; Ganssmüller NJW 1963, 641; Soergel/Had-
ding, BGB, §705 Rz. 56; ders. JZ 1975,159,161; Staudinger/Keßler, BGB, § 705 Rz. 70; Sudhoff/ 
Glahs, Personengesellschaften, E II 2, Rz.28; 53. Aufl., §709 Rz.2; Fikentscher, Schuldrecht, 
Rz.981; Selb, Mehrheiten von Gläubigern und Schuldnern, S.273. 

15 BGB-RGRK/Kregel, 11.Aufl., §2039 Anm.19; Palandt/Edenhofer, BGB, §2039 BGB 
Rz. 14; Staudingerl Werner, BGB, §2039 Rz.32. Zum Teil wird die Einzelklagebefugnis auch al-
ternativ oder kumulativ auf §432 BGB und §2039 BGB gestützt (vgl. K Schmidt, Gesellschafts-
recht, §21 IV 3, S.635f; Soergel/M. Wolf, BGB, §432 Rz.6). 

16 Nitschke ZHR 128 (1966), 48, 52. 
17 Grunewald, Die Gesellschafterklage, S. 12ff, 107. 
18 Roitzsch, Der Minderheitenschutz, S. 164ff,169. 
19 Diederichsen MDR 1963, 632, 636. 
20 Zur Terminologie vgl. Larenz, Schuldrecht I, §36 I b, S. 621 ff; Medicus, Schuldrecht I, 

Rz. 787; Staudinger/Noack, BGB, §432 Rz. 1; Palandt/Heinrichs, BGB, Überbl. v. §420 Rz.3; 
Hk-BGB/Schulze, Vor. §§420 - 432 Rz. 1. 

21 Siehe dazu Staudinger/Noack, BGB, Vorbem. zu §§420ff, Rz.31ff; Soergel/M. Wolf, BGB, 
Vor. §420 Rz. 1; MüKo/Selb, BGB, Vor. §420 Rz.8ff; Palandt/Heinrichs, BGB, Überbl. v. §420 
Rz. 1 ff; Hk-BGB/Schulze, Vor. §§ 420 - 432 Rz. 1; Medicus, Schuldrecht I, Rz. 781. 

22 K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, §21 IV 3, S.635f, §21 IV 4, S.637f; Staudinger/Noack, 
BGB, §432 Rz.7, Palandt/Heinrichs, BGB, §432 Rz.4; Jauernig/Stürner, BGB, §713 Rz.10; 
Hk-BGB/Schulze, BGB, §432 Rz.6; MüKo/Selb, BGB, §432 Rz. l f f ; Soergel/M. Wolf, BGB, 
§432 Rz.6; Erman/H.P. Westermann, BGB, §432 Rz . l ; BGB-RGRK/Fischer, §709 Anm.8; 
BGB-RGRK/v. Gamm, 12.Aufl., §709 Rz.8. 

23 §432 BGB wird überwiegend als gesetzliche Ermächtigung zur Prozessstandschaft angese-



6 Teil 1: A. Rechtsstellung des Gesellschafters für Ansprüche gegen Dritte 

und Teilgläubigerschaft, bei denen jeder Gläubiger - ganz oder zum Teil - Lei-
stung in sein Privatvermögen verlangen, der Schuldner -ganz oder zum Teil - die 
Leistung nach Belieben dem einen oder anderen Gläubiger erbringen darf.24 Da-
gegen scheinen die Rechtsfolgen des §432 BGB auf die gemeinschaftliche Emp-
fangszuständigkeit gesamthänderischer Mitberechtigung25 geradezu zugeschnit-
ten zu sein, da dem einzelnen Gläubiger das Recht fehlt, Leistung an sich selbst zu 
verlangen. Dies wirft andererseits die Frage auf, ob spezialgesetzlich geregelte 
Einzelklagebefugnisse der Gesamthänder26 bereits im Ansatz ihrer eigenständi-
gen Bedeutung gegenüber §432 BGB enthoben sind. Der Bundesgerichtshof hat 
an der Rechtsauffassung des Reichsgerichts zur Geltung des §432 BGB für ein 
selbständiges Klagerecht einzelner Teilhaber einer Gesamthandsgemeinschaft 
festgehalten. Obwohl der Bundesgerichtshof die Einzelklagebefugnis sukzessive 
wegen verbandsinterner Verwaltungsregelungen eingeschränkt hat, bleibt doch 
zweifelhaft, ob §432 BGB Gesamthandsforderungen erfasst.27 Nachfolgend wer-
den daher zunächst die Grundlinien der höchstrichterlichen Rechtsprechung um-
rissen. Sodann ist der Frage nachzugehen, ob die Begründungselemente dieser 
Rechtsprechung zu einer folgerichtigen Systembildung beigetragen haben. 

III. Kumulierte Rechtszuständigkeit der Gesamthand und des einzelnen 
Gesellschafters aufgrund materiellen Rechts 

1. Standpunkt des Reichsgerichts zwischen Gesamthandsforderung und 
Forderungsgemeinschaft nach Bruchteilen 

a) Teleologisch-extensives Verständnis des § 432 BGB für den Ubergang 
vom Kollektiv- zum Individualrecht 

Der VI. Zivilsenat beim Reichsgericht stützte die Einzelklagebefugnis des Gesell-
schafters einer bürgerlichrechtlichen Gesellschaft zunächst uneingeschränkt auf 
§432 BGB, obwohl die Anspruchsverfolgung im konkreten Fall nach § 709 Abs. 1 
BGB in die gemeinschaftliche Geschäftsführungszuständigkeit der Gesellschaf-
ter fiel, weil die auf Leistung an alle Gesellschafter gerichtete Einzelklage nur den 
Anspruchsgegenstand dem gemeinsamen Gesellschaftszweck zuführe.28 Abge-

hen (BGH N J W 81, 1097; 85, 2825; Stein-Jonas/Bork, ZPO, Vor. §50 Rz.37; AK/Koch, ZPO, 
Vor. §50 Rz. 15; Hausmann, in: Wieczorek/Schütze, ZPO, Vor. §50Rz .53) . Nach a.A. hat jeder 
Gläubiger ein selbständiges Forderungsrecht auf Leistung an alle. Er klagt nicht in Prozessstand-
schaft, sondern aus eigenem materiellen Forderungsrecht (Zöl ler /Vol lkommer, ZPO, Vor. §50 
Rz. 27; Staudinger/Noack, BGB, § 432 Rz. 57; wohl auch Palandt/Heinrichs, BGB, § 432 Rz. 8). 

24 Palandt/Heinrichs, BGB, Überbl. v. §420 R z . l f ; Staudinger/Noack, BGB, §420 Rz.58, 
§428 Rz. 1, 7. 

25 §719 Abs. 2, §1419 Abs. 2, §2040 Abs. 2 BGB. 
26 § 2039, § 1429, § 1454 BGB, § 8 Abs. 2 S. 3 UrhG. 
27 Medicus, Schuldrecht I, Rz. 791. 
28 RGZ 70,32ff. Siehe auch RG J W 1935,3296 (II. ZÄ); RGZ100,165,166 (V ZR); A. Hueck, 
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stützt auf die in der Gesamthandsidee verwurzelte gemeinschaftliche Forde-
rungs- und Empfangszuständigkeit aller Gesellschafter29 dehnte der VI. Senat die 
„unteilbare Leistung" im Sinne des §432 BGB auf Gesellschaftsforderungen aus, 
die auf Geld oder andere an sich teilbare Leistungsgegenstände gerichtet sind 
(Unteilbarkeit im rechtlichen Sinn)30. Zusätzlich stützte das Gericht die extensive 
Auslegung des § 432 BGB auf den Regelungsgehalt des § 2039 BGB, wonach jeder 
Miterbe ohne Mitwirkung oder Ermächtigung der übrigen Gesamthänder Nach-
lassforderungen im eigenen Namen auf Leistung an alle Erben fordern kann, 
gleichgültig, ob der Anspruch auf eine teilbare oder unteilbare Leistung gerichtet 
ist.31 Die Einzelklagebefugnis der Miterben sei entstehungsgeschichtlich im An-
schluss an das ältere preußische Recht32 als ohnedies in § 432 BGB enthalten ange-
sehen worden und §2039 BGB verdeutliche lediglich, was bereits für sämtliche 
Gesamthandsgemeinschaften aus §432 BGB und dem „Wesen der gesamten 
Hand" zu folgern sei. 

b) Teleologisch-restriktives Verständnis des §432 BGB für den Übergang 
vom Kollektiv- zum Individualrecht 

Der II. Zivilsenat beim Reichsgerichts trat der Rechtsprechung des VI. Senats mit 
der Nuance bei, §432 BGB gelte nur für bürgerlichrechtliche Gesellschaften, für 
welche die gemeinschaftliche Geschäftsführungsbefugnis (§709 BGB) schlecht-
hin maßgeblich sei, nicht aber für Personengesellschaften, deren Geschäftsfüh-
rung durch Vertrag (§710 BGB) oder Gesetz (§§109, 114ff, §164 HGB) abwei-
chend geregelt sei.33 Sinn und Zweck der Abweichung von § 709 Abs. 1 BGB sei 

Das Recht der O H G , § 18 II, S.263; Wiedemann, Gesellschaftsrecht, Bd. I, § 8 IV 1, S. 460. Später 
hat der VI. Zivilsenat die Anwendbarkeit des §432 B G B für Kommanditgesellschaften verneint 
(RG J W 1916, 837, 838 mit Anm. Flechtheim). 

29 Sinngemäß RGZ 86, 66, 68; BGHZ 39, 14, 15; Palandt/Heinrichs, BGB, §266 Rz.3f , §432 
Rz.4, Staudinger/Noack, BGB, §432 Rz.7; MüKo/Keller, BGB, §266 Rz.2f ; MüKo/Selb, BGB, 
§432 Rz. \ {{\ Staudinger/Selb, BGB, §266 Rz. 3; ders, Mehrheit von Gläubigern und Schuldnern, 
S. 239f; Medicus, Schuldrecht I, Rz. 789. A.A. Hassold]uS 1980,32, tt-,Höfler JuS 1992,388,389; 
Diederichsen M D R 1963,632,633, weil §432 B G B einen unteilbaren Leistungsgegenstand, nicht 
eine unteilbare Forderungszuständigkeit voraussetze. Zurückhaltend auch Larenz, Schuldrecht 
I, §36 I, S. 622 Fn.4, ders. JherJb. 83, 108, 176. 

30 Motive II, S. 171 f spricht zwar von „Untheilbarkeit der Leistung im juristischen Sinne", 
überlässt Inhalt und Reichweite des Begriffs aber ausdrücklich Wissenschaft und Praxis. 

31 Der einzelne Miterbe klagt nach h.M. in gesetzlicher Prozessstandschaft (RGZ 149, 193; 
Brox, Erbrecht, Rz.487; Leipold, Erbrecht, Rz.533 \ Jauernig/Stürner, BGB, §2039 Rz.3; Pa-
landt/Edenhof er, BGB, §2039 Rz.7; Zöller/Vollkommer, ZPO, Vor. §50 Rz.23; Baumbach/ 
Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO, Grundz. §50 Rz. 27). 

32 Siehe dazu Protokolle V, S. 864 m.w.N. 
33 RGZ 86, 66ff; RG J W 1935, 3296ff mit Anm. Lehmann. Die ursprünglich geäußerten Be-

denken, § 709 Abs. 1 B G B schließe als Sondervorschrift § 432 B G B aus, hat der II. Senat im Urteil 
RG J W 1935,3296 nicht mehr aufrechterhalten. Zur GmbH siehe auch RG SeuffArch. 83, Nr. 91, 
S. 144, 145. 
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es, dass die „Geschäfte der Gesellschaft nur ihnen gemäß und nicht anders geführt 
werden sollen".34 

Für handelsrechtliche Personengesellschaften differenzierte der II. Senat"5, 
weil diese anders als Gesellschaften bürgerlichen Rechts im Interesse der Rechts-
sicherheit und der Gesellschafter selbst besonders straff organisiert seien, § 124 
Abs. 1 HGB verdeutliche, das sie sich in der Rechtsbeziehung zu Dritten der juri-
stischen Person als „einheitliches Rechtswesen" nähere und sogar der einzelne 
Gesellschafter seiner Gesellschaft „wie ein Dritter" gegenüberstehe. Der straffen 
Organisation handelsrechtlicher Personengesellschaften entspringe im Interesse 
der Verkehrssicherheit das zwingende Vertretungsrecht der Gesellschaft36, wel-
ches systemwidrig manipulierbar wäre, nähme sich jeder einzelne Gesellschafter 
das Recht heraus, für sich allein und ohne Mitwirkung oder Ermächtigung der 
vertretungsberechtigten Gesellschafter Forderungen der Gesellschaft im eigenen 
Namen zu verfolgen.37 Ergänzend rechtfertigte das Reichsgericht das Außenauf-
treten der Gesellschaft als Einheit mit dem prozessualen Schutzrecht der Gesell-
schaftsschuldner, weil sie der Gefahr mehrfacher Inanspruchnahme für dieselbe 
Forderung ausgesetzt seien, klagten einzelne Gesellschafter und die Gesellschaft 
nach- oder nebeneinander. 

Zusammengefasst betrachtet ließ der II. Zivilsenat beim Reichsgericht die Kla-
gebefugnis einzelner Gesellschafter für Gesamthandsforderungen gegen Dritte 
nur differenziert-abgestuft zu. In der bürgerlichrechtlichen Gesellschaft mit ge-
meinschaftlicher Geschäftsführer der Gesellschafter (§ 709 Abs. 1 BGB) hatte der 
einzelne Gesellschafter gemäß §432 BGB das jederzeitige und unbeschränkte 
Recht, im eigenen Namen Leistung an alle Gesellschafter zu verlangen. Unan-
wendbar bleib §432 BGB wegen des Vorrangs von Spezialregelungen, wenn die 
Geschäftsführung durch Vertrag oder Gesetz von dem Grundsatz gemeinschaft-
licher Geschäftsführung abwich. Dann blieb dem von der Geschäftsführung aus-
geschlossenen oder nicht allein geschäftsführungsbefugten Gesellschafter nur das 

34 Zusätzlich verdeutlicht RGZ 86, 66, 71, dass die Rechte des nicht geschäftsführenden Ge-
sellschafters nicht weiter reichen sollen, als die in § 716 BGB, §§118, 166 H G B geregelten Kon-
trollrechte. 

35 RGZ 86,66, 70; RG]W 1935,32%f; Flechtheim, in: Düringer-Hachenburg, HGB, Bd. II. 2. 
Hälfte, §114 Anm. 2. 

36 Zum zwingenden Charakter der §§125ff H G B siehe etwa Baumbach/Hopt, HGB, §125 
Rz. 14; §126 Rz.5; Koller/Roth/Morck, HGB, §125 R z . l ; §126 R z . l ; Schlegelberger/K. 
Schmidt, HGB, § 126 Rz. 16. 

37 Zusätzlich stützte sich das RG auf das Widerspruchsrecht gem. §115 Abs. 1 Hs.2 HGB, 
welches durch Zulassung der Einzelklage vereitelt werden könnte. Dasselbe Argument spielte 
hingegen im Fall gemeinschaftlicher Geschäftsführungsbefugnis der Gesellschafter keine Rolle. 
Dort setzte sich das RG über den Grundsatz einstimmiger Geschäftsführung (§ 709 Abs. 1 Hs. 2 
BGB) mit der Begründung hinweg, der klagende Gesellschafter nehme nur seine „sachlich-
rechtliche Beteiligung am Gesellschaftsvermögen" wahr ( R G Z 86, 66, 69). 
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verbandsintern verfolgbare Recht, von den geschäftsführungsbefugten Gesell-
schaftern - notfalls klageweise - die Einziehung der Forderung zu verlangen.38 

c) Gesetzesanaloges Verständnis des § 2039 BGB für den Übergang vom 
Kollektiv- zum Individualrecht 

Dieses an sich geschlossene System der Einzelberechtigung relativierte der V. Zi-
vilsenats beim Reichsgericht, weil er eigene Forderangs- und Klagerechte einzel-
ner Gesellschafter einer bürgerlichrechtlichen Gesellschaft mit gemeinschaftli-
cher Geschäftsführungsbefugnis nicht auf §432 BGB, sondern auf die Analogie 
zu §2039 BGB stützte.39 Die Vorschrift enthalte den auf andere Gesamthandsge-
meinschaften übertragbaren „Rechtsgedanken", dass die Geltendmachung der 
Gesamthandsforderung diese nur dem gemeinsamen Zweck zuführe. Der V. Se-
nat bezog sich dabei auf die Rechtsprechung des VI. Senats, ohne zu betonen, 
dass dieser die Einzelbefugnis des Miterben in §432 BGB als der umfassenderen 
Vorschrift aufgehen ließ. Im Kern lag der Rechtsprechung des VI. Senats nicht die 
Gesetzesanalogie zugrunde, sondern die extensive Auslegung und Ausdehnung 
des §432 BGB 4 0 über seinen unmittelbaren Wortlaut hinaus auf Forderungen ei-
ner Gesamthandsgemeinschaft, die nach ihrem Leistungsgegenstand im natürli-
chen Sinne teilbar sind. 

d) Gesetzesanaloges Verständnis des §744 Abs. 2 BGB für den Ubergang 
vom Kollektiv- zum Individualrecht 

Die Beliebigkeit rechtsdogmatischer Ableitung der Einzelklagebefugnis intensi-
vierte der I. Zivilsenats beim Reichsgericht, weil er die Einzelklagebefugnis des 
Gesellschafters einer bürgerlichrechtlichen Gesellschaft auf das Notverwaltungs-
recht gemäß § 744 Abs. 2 BGB stützte.41 Die Vorschrift gelte „sinngemäß" für Pa-
tentinhaber die keine Bruchteilsgemeinschaft nach §741 BGB, sondern ein Ge-
sellschaftsverhältnis nach §705 BGB bildeten. Die Klaggebefugnis als Notver-
waltungsrecht zu begreifen war jedoch an sich entbehrlich, weil sich die Sach-
und Prozessbefugnis für den unteilbaren Unterlassungsanspruch wegen Patent-
rechtsverletzung bereits aus §432 BGB ergeben hätte, sofern diese Vorschrift auf 

38 RGZ 97, 331, 162, 83; BGHZ 12, 308, 313; 39, 14, 17f. 
39 RGZ 100,165ff. Zur Analogie vgl. auch BGB-KGRK/Kregel, 11. Aufl., § 2039 Anm. 19; Pa-

landt/Edenhof er, BGB, § 2039 Rz. 14; Staudinger/Werner, BGB, § 2039 Rz. 32; Soergel/M. Wolf, 
§432 Rz.6 ;X. Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 2 1 I V 3, S.635f. Teilweise wird die Einzelklage auch 
kumulativ auf §2039 B G B und auf §432 B G B gestützt. 

40 Die extensive Auslegung betrifft den Fall, dass die Wortbedeutung des Gesetzes gegenüber 
seinem Sinn und Zweck zu eng gefasst ist. Dagegen entwickelt die Analogie den Sinn und Zweck 
des Gesetzes weiter, indem sie die gesetzlichen entschiedenen Fälle auf rechtsähnliche Sachver-
halte ausdehnt (Enneccerus/Nipperdey , BGB-AT, § 58 II, S. 340f; Palandt/Heinrichs, BGB, Einl. 
Rz. 39f). 

41 RGZ 112, 362ff. Zu §744 Abs.2 B G B siehe auch RGZ 158, 302, 314 (II. ZR). 
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Gesamthandsforderungen überhaupt gelten darf.42 Mutmaßlich hat der I. Senat 
die Prozessführungsbefugnis auf § 744 Abs. 2 BGB gestützt, weil der Klage keine 
Geldforderung, sondern ein Unterlassungsanspruch zugrunde gelegen hatte. 
Dann hätte aber konsequent die in § 744 Abs. 2 BGB geregelte Einschränkung des 
Notverwaltungsrechts auf die zur „Erhaltung des gemeinschaftlichen Gegenstan-
des notwendigen Maßregeln" auch für Geldansprüche einer Personengesellschaft 
gelten müssen.43 Bei solchen Ansprüchen hat das Reichsgericht aber, jedenfalls bei 
der bürgerlichrechtlichen Gesellschaft mit gemeinschaftlicher Geschäftsführung, 
die Einzelklage grundsätzlich jederzeit und unbeschränkt gemäß §432 BGB zu-
gelassen. 

e) Ergebnisorientiertes Verständnis der §§432, 2039 BGB für den 
Ubergang vom Kollektiv- zum Individualrecht 

Die Unterscheidung des VI. und II. Zivilsenats beim Reichsgericht zwischen Ge-
samtgeschäftsführung der Gesellschafter nach § 709 BGB und einer davon abwei-
chend geregelter Verwaltungsorganisation der Gesellschaft teilt Karsten 
Schmidt.44 Er trennt Personengesellschaften mit gemeinschaftlicher Geschäfts-
führungs- und Vertretungsmacht gemäß §§ 709, 714 BGB (nicht organisierte Ge-
samthand) von Gesamthandsgesellschaften mit speziell bestimmten Gesellschaf-
tern und ihnen gesetzlich oder vertraglich übertragener Verwaltungsorganisation 
(organisierte Gesamthand). 

Die Einzelklagebefugnis stützt Karsten Schmidt alternativ auf §432 BGB oder 
§2039 BGB analog.45 Gelten die Grundsätze gemeinschaftlicher Geschäftsfüh-
rung und Vertretung nach §§709, 714 BGB, so habe jeder Gesellschafter grund-
sätzlich jederzeit und unbeschränkt46 das Recht, Forderungen der Gesamthands-
gemeinschaft als Gesellschaftsforderungen im eigenen Namen auf Leistung an die 
Gesellschaft geltend zu machen, weil es an der organisatorischen Verselbständi-
gung eines Vertretungsorgans gegenüber den Mitgliedern fehle. Je intensiver sich 
aber die Geschäftsführungs- und Vertretungsorganisation der Gesellschaft ge-
genüber ihrer Legitimationsbasis, nämlich den Verbandsmitgliedern, verselbstän-
dige, desto nachhaltiger verringere sich das individuelle Klagerecht des einzelnen 
Gesellschafters für die der Gesamthand zustehenden Forderungen. 

42 Staudinger/Huber, BGB, 12.Aufl., §744 Rz.38; Staudinger/Langhein, BGB, 13.Aufl., 
§744 Rz.43. 

43 Nitschke ZHR 128 (1966), S.48, 80. 
44 K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, §21 IV, S.635ff. 
45 Ähnlich BGB-KGRK/Kregel, 11. Aufl., § 2039 Anm. 19; Soergel/M. Wolf, § 432 Rz. 6; Stau-

dinger/Werner, BGB, §2039 Rz.32. 
46 Das Forderungs- und Klagerecht des Gesellschafters ist nach K. Schmidt nur durch die ge-

sellschaftsrechtliche Treuepflicht begrenzt. Er wendet sich gegen ein bloßes Notverwaltungs-
recht, das nur bei pflichtwidriger Unterlassung der Forderungseinziehung eingreifen würde (K. 
Schmidt, Gesellschaftsrecht, §21 IV, S.653). 
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